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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die anliegende Neufassung der 
Geschäftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschüsse.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 45 Abs. 2 Ziff. 2 KVG LSA
§ 59 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Der Stadtrat gibt sich mit der Mehrheit seiner Mitglieder im Rahmen des 
Kommunalverfassungsgesetzes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) eine Geschäftsordnung zur 
Regelung der inneren Angelegenheiten.

Erläuterungen und Begründungen - siehe Synopse alte und neue Fassung der 
Geschäftsordnung.
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Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) hat auf der Grundlage der §§ 45 Abs. 2 Nr. 2, 59 des Kom-
munalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA 
S. 288) sowie auf der Grundlage des Beschlusses über die Hauptsatzung der Stadt Köthen (An-
halt) vom 16.10.2014  in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Geschäftsordnung beschlossen. 


 


I. SITZUNGEN DES STADTRATES 


 


§ 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme 


 


(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
meister schriftlich oder elektronisch - mittels des Ratsinformationssystems der Stadt Köthen (An-


                                                 
1 Hinweis: Die Geschäftsordnung ist streng von der Hauptsatzung zu unterscheiden. In der Geschäftsordnung werden 
die inneren Angelegenheiten des Stadtrates geregelt. Die Geschäftsordnung ist keine Rechtsnorm, sondern Verwal-
tungsvorschrift. (vgl. Lübking/Beck, Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt, Stand: 46. EL, § 7 Rdnr. 6) 
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halt) - unter Mitteilung der Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. 2Die La-
dungsfrist beträgt eine Woche. 


(2) 1Der Einladung sind die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen grundsätzlich beizufü-
gen. 2Für jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und ggf. ein Beschlussvorschlag 
(Sitzungsvorlage) des Oberbürgermeisters beizufügen, aus dem auch die Beschlüsse der beteilig-
ten Ausschüsse ersichtlich sind. 3Liegen besondere Gründe vor, kann beides ausnahmsweise 
nachgereicht werden. 


 


(3) 1Der Stadtrat ist einzuberufen, sooft es die Geschäftslage erfordert, in der Regel alle zwei Mo-
nate. 2Der Stadtrat ist unverzüglich einzuberufen, wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter An-
gabe des Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung länger als drei Mona-
te zurückliegt und ein Mitglied des Stadtrates die Einberufung unter Angabe des Beratungsgegen-
standes beantragt. 3Der Antrag auf unverzügliche Einberufung des Stadtrates nach Satz 2 ist 
schriftlich beim Vorsitzenden einzureichen.  


 


(4) 1Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, mindestens jedoch unter Einhaltung 
einer Frist von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Stadtrates vor 
Erschöpfung der Tagesordnung vertagt werden muss (§ 12 Abs. 5). 3In diesem Fall kann die Sit-
zung zur Erledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten Tage fortgesetzt werden. 
4Eine erneute schriftliche Ladung sowie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. 5Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Stadträte sind von dem neuen Termin unverzüglich zu unterrichten. 


 


(5) 1In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden (Notfall), kann der Stadtrat vom 
Vorsitzenden ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einberufen 
werden. 2Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung und Entscheidung über die Angelegenheit 
nicht bis zur nächsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende 
Nachteile eintreten.  


 


(6) 1Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig 
verlassen muss, zeigt dies dem Vorsitzenden des Stadtrates vor der Sitzung an. 2Die Anzeige 
kann auch im Ratsbüro der Stadtverwaltung erfolgen. 


 


 


§ 2 Tagesordnung 


 


(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates stellt die Tagesordnung im Einvernehmen mit dem Oberbür-
germeister unter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes auf. 2Die Tagesordnung gliedert sich in einen 
öffentlichen und in einen nichtöffentlichen Teil.  


 


(2) 1Anträge zur Tagesordnung können Stadtratsmitglieder und Fraktionen bis spätestens 14 Tage 
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vor der Sitzung stellen. 2Die Anträge sind dem Vorsitzenden oder dem Ratsbüro schriftlich zuzulei-
ten. 3Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Stadtrates oder einer Fraktion ist ein Verhand-
lungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen. 4Dies gilt 
nicht, wenn der Stadtrat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs Mona-
te bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. 5Dem Oberbürgermeister muss Gelegen-
heit gegeben werden, zu allen Anträgen eine entsprechende Vorlage mit seiner Beschlussempfeh-
lung zu erarbeiten. 


 


(3) 1Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesordnung um Angelegenheiten, die in 
öffentlicher Sitzung zu behandeln wären, nicht zulässig. 2Die Erweiterung der Tagesordnung um 
eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sitzung (§ 4) zu behandeln wäre, ist nur zu 
Beginn einer Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Stadtrates anwesend sind und kein Mit-
glied widerspricht. 


 


(4) 1Der Stadtrat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sitzung über die Feststellung der Tagesord-
nung und über die öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesordnungspunkte. 2Auf 
Antrag kann über die Absetzung von Angelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung 
der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen entschieden werden. 3Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgaben-
bereich der Stadt fällt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss des Stadtrates von der 
Tagesordnung abzusetzen. 


 


 


§ 3 Öffentlichkeit der Sitzungen 


 


(1) 1Alle Einwohner der Stadt Köthen (Anhalt) haben das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Stadtrates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. 2Sind die für Zuhörer vorgesehenen Plätze be-
setzt, können weitere Interessenten zurückgewiesen werden. 3Zuhörer sind nicht berechtigt, in 
Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen. 


 


(2) 1An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, des Rundfunks und ähnlicher Me-
dien teilnehmen. 2Ihnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden ent-
sprechende Anwendung.  


 


(3) 1Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen durch 
Presse, Rundfunk und ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf nicht beein-
trächtigen. 2Sie sind dem Vorsitzenden oder dem Ratsbüro vorher anzuzeigen. 3Dieser ist berech-
tigt, Auflagen, die der Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen. 4Mitglieder 
des Stadtrates, Beschäftigte der Verwaltung und Sachverständige können verlangen, dass einzel-
ne eigene Redebeiträge bzw. Ausführungen nicht aufgezeichnet und übertragen werden. 5Dem 
Vorsitzenden steht darüber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion das Recht zu, Bild- und 
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Tonaufzeichnungen sowie Bild- und Tonübertragungen zu untersagen. 


 


 


§ 4 Ausschluss der Öffentlichkeit 


 


(1) 1Durch Beschluss des Stadtrates ist im Rahmen des § 52 Abs. 2 KVG LSA über den Aus-
schluss der Öffentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. 2Soweit das öf-
fentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern, werden insbesondere in nicht 
öffentlicher Sitzung behandelt:  


1. Personalangelegenheiten,  


2. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, deren nicht öffentliche Behandlung im 
Einzelfall von der Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,  


3. persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Stadtrates,  


4. Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des Vorkaufsrechtes,  


5. Vergabeentscheidungen,  


6. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben ist.  


 


(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
oder - wenn dies ungeeignet ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, sofern 
nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.  


 


 


§ 5 Sitzungsleitung und -verlauf 


 


(1) 1Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten, er sorgt für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und übt das Hausrecht während der Sitzungen des Stadtrates aus. 2Er ruft die Verhand-
lungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung und Beschlussfassung. 3Als Beisitzer fungiert 
jeweils ein nach § 5 Abs. 2 der Hauptsatzung gewählter Stellvertreter abwechselnd. 4Will der Vor-
sitzende zu einem Verhandlungsgegenstand als Mitglied des Stadtrates sprechen, so muss er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an seinen Beisit-
zer abgeben. 


 


(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, so wählt der Stadtrat unter Vorsitz 
des an Jahren ältesten anwesenden Mitgliedes für die Dauer der Verhinderung, längstens für die 
Dauer der Sitzung, einen Vorsitzenden aus seiner Mitte. 


 


(3) 1Die Sitzungen des Stadtrates sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge durchzuführen:  
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1.  Eröffnung der Sitzung 


2.  Einwohnerfragestunde 


3.  Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
des Stadtrates,  


4.  Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung 


5.  Informationen der Verwaltung 


6.  Feststellung der Tagesordnung und der dazu vorliegenden Anträge 


7.  Behandlung der Tagesordnungspunkte 


8.  Behandlung von Anfragen und Anregungen 


9.  Schließung der Sitzung 


2Die Nrn. 4. bis 8. sind jeweils im öffentlichen Teil und im nicht öffentlichen Teil durchzuführen. 


 


(4) 1Der Oberbürgermeister informiert zu Beginn jeder Sitzung über alle wichtigen Angelegenheiten 
im Rahmen der Informationen der Verwaltung. 2Die Berichterstattung, die durch den Oberbürger-
meister mündlich erfolgt, wird im Protokoll festgehalten. 


 


(5) 1Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der durch die Einladung festgelegten 
Reihenfolge zur Beratung und Abstimmung. 2§ 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.  


 


 


§ 6 Anfragen an den Oberbürgermeister 


 


(1) Jedes Mitglied des Stadtrates ist berechtigt, schriftlich oder in der Sitzung des Stadtrates münd-
lich Anfragen zu einzelnen Angelegenheiten der Stadt und der Stadtverwaltung an den Oberbür-
germeister zu richten. 


 


(2) 1Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht sofort beantwortet werden, ist diese spätestens 
in der nächsten Stadtratssitzung, im Rahmen der Informationen der Verwaltung, zu beantworten. 
2Machen Inhalt und Umstände der Anfrage eine frühere Beantwortung notwendig, ist vorab eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. 


 


(3) Auskünfte des Oberbürgermeisters gemäß § 43 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA sind auch allen Frakti-
onen zur Kenntnis zu geben. 
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§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstände 


 


(1) 1Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf 
erläutert und begründet der Oberbürgermeister oder sein Vertreter bzw. ein Mitarbeiter der Verwal-
tung einleitend den Beratungsgegenstand. 3Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverstän-
digen anschließen. 4Diese haben bei nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu verlassen, 
bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird. 5Die Beratung des jeweiligen Tagesord-
nungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider Hände für Anträge 
zur Geschäftsordnung.  


 


(2) 1Die Mitglieder des Stadtrates, die wegen persönlicher Beteiligung gemäß § 33 KVG LSA (Mit-
wirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, haben dies 
dem Vorsitzenden des Stadtrates vor Beginn der Beratung des entsprechenden Tagesordnungs-
punktes unaufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei öffentlicher Sitzung 
kann sich das Mitglied in dem für Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 


 


(3) 1Ein Mitglied des Stadtrates darf in der Sitzung nur dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende 
das Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden. 3Der Vorsitzende erteilt das Wort mög-
lichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 4Melden sich mehrere Mitglieder gleichzeitig zu 
Wort, so entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. 5Der Oberbürgermeister hat das 
Recht, im Stadtrat zu allen Angelegenheiten zu sprechen. 6Zur tatsächlichen und rechtlichen Klar-
stellung des Sachverhalts ist ihm auch außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu 
erteilen. 7Bei Wortmeldungen „zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außerhalb der Reihenfolge so-
fort zu erteilen. 


 


(4) 1Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 2Die Anrede ist an den Stadtrat, nicht 
an die Zuhörer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden Antrag zu hal-
ten und nicht vom Thema abzuweichen. 4Der Vorsitzende kann einen Redner, der vom Gegens-
tand der Beratung abkommt, zur Sache verweisen. 5Auf diese Verpflichtung kann jeder den Vorsit-
zenden durch Zuruf hinweisen. 


 


(5) 1Die Redezeit beträgt für jede Rede 5 Minuten. 2Das Wort kann zweimal zum gleichen Tages-
ordnungspunkt dem gleichen Mitglied des Stadtrates für 3 Minuten erteilt werden. 3Bei der Aus-
sprache über den Haushalt bzw. Nachtragshaushalt erhält jede Fraktion einmalig eine Redezeit 
von 15 Minuten. 4Für die weitere Debatte zum Haushalt gelten die Sätze 1 und 2. 5Der Vorsitzende 
kann die Redezeit verlängern; bei Widerspruch entscheidet der Stadtrat. 6Für den Tagesord-
nungspunkt “Informationen der Verwaltung“ gelten die Sätze 1 bis 4 nicht.  


 


(6) Während der Beratung sind nur zulässig:  


1. Zusatz- oder Änderungsanträge (Sachanträge) gemäß § 8 
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2. Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 9.  


 


(7) Der Vorsitzende des Stadtrates und der Antragsteller haben das Recht zur Schlussäußerung. 
Die Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Stadtrates geschlossen. 


 


 


§ 8 Sachanträge 


 


(1) 1Änderungs- und Ergänzunganträge, soweit nicht Anträge nach § 2 Abs. 2, können bis zur Ab-
stimmung gestellt werden. 2Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsitzenden auch schriftlich vor-
zulegen. 


 


(2) 1Die Anträge gemäß Absatz 1 müssen eine Begründung enthalten. 2Anträge, deren Annahme 
Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht oder nicht ausreichend 
vorgesehen sind, dürfen nur beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem Deckungsvorschlag 
verbunden sind. 


 


(3) 1Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt wurde, von dem Antragsteller zu-
rückgezogen werden. 2Ein zurückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des Stadtra-
tes aufgenommen werden mit der Wirkung, dass über den aufgenommenen anstelle des zurück-
gezogenen Antrages abgestimmt wird. 


 


 


§ 9 Geschäftsordnungsanträge 


 


(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit gestellt werden:  


1. Schluss der Rednerliste, 


2. Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbürgermeister,  


3. Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung oder Vertagung,  


4. Verlängerung oder Verkürzung der Redezeit,  


5. Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,  


6. Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,  


7. Zurückziehung von Anträgen,  


8. Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,  


9. Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Stadtratsmitgliedes,  
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10. Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Stadtrates im Verlauf der Sitzung, 


11. Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr. 


12. Einberufung einer Fraktionsvorsitzendenbesprechung, 


 


(2) 1Der Antrag gemäß Absatz 1 Nr. 1 kann nur von Stadtratsmitgliedern gestellt werden, die zu 
diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor der Abstimmung gibt der Vorsitzende die 
noch vorliegenden Wortmeldungen bekannt. 


 


(3) 1Meldet sich ein Mitglied des Stadtrates „zur Geschäftsordnung“ durch Erheben beider Hände, 
so muss ihm das Wort außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. 2Es darf dadurch kein Sprecher 
unterbrochen werden. 3Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten 
dauern. 4Sie dürfen sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Geschäftsord-
nungsantrag begründen. 5Zu dem Antrag können die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung 
nehmen. 6Danach ist über den Antrag durch den Stadtrat zu entscheiden. 


 


 


§ 10 Abstimmungen 


 


(1) 1Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Geschäftsordnungsantrages auf 
„Schluss der Rednerliste“ lässt der Vorsitzende des Stadtrates abstimmen. 2Während der Abstim-
mung können keine weiteren Anträge gestellt werden. 3Anträge über die abgestimmt werden soll, 
sollen vor der Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Stadtrates 
nicht schriftlich vorliegen. 


 


(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert abzustimmen.  


 


(3) 1Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt:  


1. Anträge zur Geschäftsordnung, 


2. Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen Anträgen zum gleichen Sitzungsge-
genstand abzustimmen, 


3. weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und Zusatzanträge, die einen größeren 
Aufwand erfordern oder die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand haben, 


4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter Nrn. 1 bis 
3 fällt.  


2In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Stadtrates.  
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(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Stadtrates die Frage, über die abgestimmt wer-
den soll, so zu formulieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.  


 


(5) Nach der Abstimmung gemäß Absatz 3 ist der gesamte Antrag mit den beschlossenen Ände-
rungen zur Abstimmung zu stellen. 


 


(6) 1Es wird offen abgestimmt. 2Die Abstimmung geschieht durch Heben einer Stimmkarte. 3Mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstimmung verlangt werden. 4Bei 
Anträgen zur Geschäftsordnung ist eine namentliche Abstimmung unzulässig. 5Jedes Mitglied des 
Stadtrates kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat. 


 


(7) 1Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststellung des Abstimmungser-
gebnisses nicht mit. 2Der Vorsitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 3Bei Stimmengleichheit ist der An-
trag abgelehnt. 4Das Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach der Abstim-
mung bekannt. 


 


(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Stadtrates angezweifelt, so ist die Abstimmung zu 
wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen, Stimmenthaltungen und ungültigen 
Stimmen festzuhalten.  


 


(9) 1Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Stadtratssitzung im Wege der Offenle-
gung oder im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein hierbei gestellter Antrag ist ange-
nommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des 
Beschlusses widerspricht.  


 


 


§ 11 Wahlen 


 


(1) 1Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genannten Fällen durchgeführt. 2Sie wer-
den geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mitglied 
widerspricht. 


 


(2) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen von Personen können Mitglieder der Verwal-
tung als Stimmenzähler herangezogen werden. 


 


(3) 1Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 2Die Stimmzettel sind so vorzube-
reiten, dass jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. 3Die Stimmzettel sind 
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vor der Abgabe zu falten. 


 


(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:  


1.  nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist 


2.  keinen Stimmabgabevermerk enthält,  


3.  den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt,  


4.  einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen enthält, 


5.  mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.  


 


(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglieder des Stadtrates zu erfolgen. 


 


(6) 1Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt. 3Im zweiten Wahlgang ist die Person gewählt, die die meisten Stimmen erhalten 
hat. 4Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vorsit-
zende zieht. 5Soweit im ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine Anwendung. 6Der Vorsit-
zende gibt das Wahlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt. 


 


(7) 1Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt 
werden, indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende Stelle 
eine Stimme vergeben werden kann. 2Gewählt sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der 
für sie abgegebenen gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder erreicht ist. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende 
zieht.  


 


 


§ 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung 


 


(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung unterbrechen. 2Er hat die Sitzung zu unter-
brechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des Stadtrates ein entsprechender Beschluss von der 
Mehrheit der anwesenden Stadtratsmitglieder gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll im Regelfall 
nicht länger als 15 Minuten dauern. 


 


(2) Der Stadtrat kann: 


1.  Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an den mit der Vorberatung befassten Au-
schuss zurückverweisen, 
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2.  Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an den Oberbürgermeister zurückverweisen, 


3.  die Beratung über einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder  


4.  die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschließen.  


 


(3) 1Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. 2Der Entscheidungsantrag geht bei der 
Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor. 


 


(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Ver-
tagungs- oder Schlussantrag stellen.  


 


(5) 1Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. 2Der in der Bera-
tung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschließend behandelt. 3Danach ist die Sitzung zu 
schließen. 4Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 an einem der nächsten Tage 
fortgesetzt wird, sind die restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu 
behandeln.  


 


 


§ 13 Niederschrift 


 


(1) 1Über jede Sitzung des Stadtrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden, 
dem Oberbürgermeister und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 2Der Protokollführer ist ein 
Mitarbeiter der Stadtverwaltung und wird vom Oberbürgermeister benannt. 


 


(2) 1Die Niederschrift muss mindestens enthalten:  


1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige Sitzungsunterbrechungen,  


2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des Stadtrates, 


3. die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der Beschlussfähigkeit und der Tages-
ordnung,  


4. die Tagesordnung und ob die Beratung öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden hat, 


5. den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse 


6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei namentlicher Abstimmung (§ 10 Absatz 6 
Satz 3) ist die Entscheidung jedes Mitgliedes des Stadtrates in der Niederschrift zu vermerken, 


7. Vermerke darüber, welche Stadtratsmitglieder verspätet erschienen sind oder die Sitzung vor-
zeitig oder wegen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei ersichtlich sein muss, 
an welchen Abstimmungen oder Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teilge-
nommen haben (z.B. Mitwirkungsverbot), 
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8. Anfragen der Mitglieder des Stadtrates,  


9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere Einwohnerfragestunden, Ordnungs-
maßnahmen), 


10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der vorhergehenden Sitzung.  
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2Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Stadtrates können verlangen, dass ihre Erklärungen wört-
lich in der Niederschrift festgehalten werden. 3Dies ist durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.  


 


(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Stadtrates schriftlich oder elektronisch – mittels des  
Ratsinformationssystems der Stadt Köthen (Anhalt) - zuzuleiten. 


 


(4) 1Einwände gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzenden schriftlich zuzuleiten. 2Der Stadtrat 
entscheidet in seiner nächsten Sitzung, ob und in welcher Weise die Niederschrift zu berichtigen 
ist. 3Wird der Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Stadtrates berechtigt, die Auf-
nahme einer entsprechenden Erklärung in die Niederschrift zu verlangen. 


 


(5) 1Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem Protokollführer gestattet, Tonauf-
zeichnungen anzufertigen. 2Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Feststellung der Niederschrift 
sind Tonaufzeichnungen zu löschen. 3Es gilt § 3 Absatz 3. 


 


 


§ 14 Änderung und Aufhebung der Beschlüsse des Stadtrates 


 


(1) 1Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Stadtrates kann von einem Drittel der 
Mitglieder oder vom Oberbürgermeister beantragt werden. 2Der Stadtrat entscheidet hierüber frü-
hestens in der nächsten Sitzung durch erneute Beschlussfassung. 


 


(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde, kann innerhalb von sechs Monaten nur dann 
erneut gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage wesentlich geändert hat. 


 


(3) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses 
des Stadtrates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und diese nicht mehr aufgelöst 
werden können, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht möglich ist und/oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann. 


 


 


§ 15 Ordnung in den Sitzungen 


 


(1) 1Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und achtet auf 
die Einhaltung der Geschäftsordnung. 2Er übt das Hausrecht aus. 
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(2) 1Verstößt ein Mitglied des Stadtrates gegen die Bestimmungen der Geschäftsordnung oder 
verletzt es die Würde der Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es vom Vorsit-
zenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ gerufen werden. 2Persönliche Angriffe und 
Beleidigungen sind vom Vorsitzenden zu rügen. 3Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur 
Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen 
worden, so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. 4Entsprechendes gilt, wenn ein Mitglied 
vom Verhandlungsgegenstand abschweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. 5Ist 
einem Mitglied des Stadtrates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung 
nicht mehr sprechen. 


 


(3) Der Vorsitzende des Stadtrates kann einem Redner, der die festgesetzte Redezeit überschrei-
tet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat. 


 


(4) 1Der Vorsitzende des Stadtrates kann ein Mitglied bei grob ungebührlichem oder wiederholt 
ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung ausschließen. 2Das Mitglied hat den Sitzungsraum 
zu verlassen. 


 


(5) Der Stadtrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die zur Aufrechterhal-
tung der Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für höchstens vier 
Sitzungen ausschließen. 


 


(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es dem Vorsitzenden nicht sie wieder 
herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen. 


 


 


§ 16 Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern 


 


(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden des Stadtrates unterliegen alle Per-
sonen, die sich während einer Sitzung des Stadtrates im Sitzungsraum aufhalten. 


 


(2) 1Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung stört oder Ordnung und Anstand 
verletzt, kann auf Anordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und notfalls ent-
fernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher mindestens ein Mal auf die Folgen seines 
Verhaltens hingewiesen wurde. 2Entsteht während einer Sitzung des Stadtrates unter den Zuhö-
rern störende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzen-
de des Stadtrates nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungs-
raumes räumen lassen, wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. 
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II. FRAKTIONEN 


 


§ 17 Fraktionen 


(1) 1Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Stadtrates von ihrer Bildung und namentlichen 
Zusammensetzung unverzüglich schriftlich Kenntnis. 2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender 
der Fraktion und dessen Stellvertreter ist. 3Veränderungen sind dem Vorsitzenden unverzüglich 
mitzuteilen. 


 


(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern bestehen.  


 


(3) Ein Mitglied des Stadtrates kann nicht mehreren Fraktionen angehören. 


 


 


III. AUSSCHÜSSE DES STADTRATES 


 


§ 18 Verfahren in den Ausschüssen 


 


(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, finden für die Ausschüsse des Stadtra-
tes die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung entsprechend Anwendung. 


 


(2) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sitzungen beschließender und beratender 
Ausschüsse sind allen Ausschussmitgliedern und zusätzlich den übrigen Mitgliedern des Stadtra-
tes zuzuleiten. 


 


(3) 1Die Ausschüsse können beschließen, zu einzelnen Punkten ihrer Tagesordnung in den Sit-
zungen Sachverständige und Einwohner zu hören. 2Diese können an nicht öffentlichen Sitzungen 
nur zu dem Tagesordnungspunkt teilnehmen, zu dem sie gehört werden sollen und haben den 
Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird. 


 


(4) Das zuständige Fachamt sichert die Protokollierung in den Ausschüssen ab. 
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IV. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 


 


§ 19 Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse 


 


Öffentlichkeit und Presse werden vom Oberbürgermeister über die Tagesordnung der Sitzungen 
des Stadtrates und seiner Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten Be-
schlüsse unterrichtet. 


 


 


V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN 


 


§ 20 Auslegung der Geschäftsordnung 


 


1Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäftsordnung entscheidet der Vorsitzende 
des Stadtrates. 2Erhebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entscheidet der Stadtrat 
mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen. 3Bei Stimmengleichheit ist der Wider-
spruch zurückgewiesen. 


 


 


§ 21 Sprachliche Gleichstellung 


 


Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 


 


 


§ 22 Inkrafttreten 


 


Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Geschäftsordnung vom 07.07.2009 außer Kraft. 





Anlage zur Sitzungsvorlage
10-020 GeschO Beschluss 16.10.2014.pdf




Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt. 
 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   
Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) hat auf der 
Grundlage der §§ 45 Abs. 2 Nr. 2, 59 des Kommunalver-
fassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) sowie auf der 
Grundlage des Beschlusses über die Hauptsatzung der 
Stadt Köthen (Anhalt) vom 16.10.2014  in seiner Sitzung 
am 16.10.2014 folgende Geschäftsordnung beschlos-
sen. 


Keine Bemerkungen Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) hat auf der 
Grundlage des § 44 Abs. 3 Nr. 2 der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. des 
Landes Sachsen-Anhalt Nr. 43 S. 568 vom 11.10.1993) 
sowie auf der Grundlage des Beschlusses über die 
Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) vom 07.04.2005 
folgende Geschäftsordnung in der Sitzung am 
07.07.2009, geändert am 17.02.2011, beschlossen. 


   
I. SITZUNGEN DES STADTRATES  I. Der Stadtrat 
   
§ 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 


Paragraphen besser wiederzugeben. 
§ 1 Einberufung (§ 51 Abs. 4 und 5 GO LSA).  


   
(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat 
im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister schriftlich 
oder elektronisch – mittels des Ratsinformationssystems 
der Stadt Köthen (Anhalt) - unter Mitteilung der Tages-
ordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. 
2Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 1 (1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates lädt die Stadträte 
des Stadtrates im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
meister schriftlich oder elektronisch unter Mitteilung von 
Zeit, Ort und der Verhandlungsgegenstände ein.  


   
(2) 1Der Einladung sind die für die Verhandlung erforder-
lichen Unterlagen grundsätzlich beizufügen. 2Für jeden 
Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und ggf. 
ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des Oberbür-
germeisters beizufügen werden, aus dem auch die Be-
schlüsse der beteiligten Ausschüsse ersichtlich sind. 
3Liegen besondere Gründe vor, kann beides ausnahms-
weise nachgereicht werden. 


Entspr. § 53 (4) KVG LSA kann die Geschäftsordnung 
Einzelheiten zur Einberufung zu den Sitzungen regeln. 
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 1 (1) 2Die für die Verhandlung erforderlichen Unterla-
gen sind grundsätzlich beizufügen.  
§ 1 (2) 2Jeder Tagesordnungspunkt ist grundsätzlich 
durch eine Sitzungsvorlage vorzubereiten. 3Die Be-
schlussempfehlung der beteiligten Ausschüsse können 
zur Sitzung nachgereicht werden. 
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(3) 1Der Stadtrat ist einzuberufen, sooft es die Ge-
schäftslage erfordert, in der Regel alle zwei Monate. 2Der 
Stadtrat ist unverzüglich einzuberufen, wenn es ein Vier-
tel seiner Mitglieder unter Angabe des Verhandlungsge-
genstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung länger 
als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des Stadtra-
tes die Einberufung unter Angabe des Beratungsgegen-
standes beantragt. 3Der Antrag auf unverzügliche Einbe-
rufung des Stadtrates nach Satz 2 ist schriftlich beim 
Vorsitzenden einzureichen.  


Entspr. § 53 (3) KVG LSA kann die Geschäftsordnung 
einen Zeitraum vorsehen, nach dem die Vertretung ein-
zuberufen ist. 
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 1 (2) 1Der Stadtrat wird in der Regel alle zwei Monate 
durch den Vorsitzenden des Stadtrates einberufen.  
§ 1 (3) 1Der Stadtrat muss unverzüglich einberufen wer-
den, wenn der Oberbürgermeister, eine Fraktion oder 
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Stadtrates un-
ter Angabe des Verhandlungsgegenstandes dies schrift-
lich beantragen. 2Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder 
des Stadtrates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungs-
gegenstand auf die Tagesordnung spätestens der über-
nächsten Sitzung des Stadtrates zu setzen. 


   
(4) 1Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu er-
folgen, mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist 
von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn 
eine Sitzung des Stadtrates vor Erschöpfung der Tages-
ordnung vertagt werden muss (§ 12 Abs. 5). 3In diesem 
Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen Ta-
gesordnung an einem der nächsten Tage fortgesetzt 
werden. 4Eine erneute schriftliche Ladung sowie die 
Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. 5Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Stadträte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 1 (1) 3Die Ladungsfrist beträgt 1 Woche. 


   
(5) 1In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub 
dulden (Notfall), kann der Stadtrat vom Vorsitzenden 
ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhand-
lungsgegenstände einberufen werden. 2Ein Notfall ist 
gegeben, wenn die Beratung und Entscheidung über die 
Angelegenheit nicht bis zur nächsten Sitzung aufge-
schoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende 
Nachteile eintreten.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 1 (4) In Notfällen kann der Stadtrat ohne Einhaltung 
von Ladungsfristen formlos unter Angabe der Verhand-
lungsgegenstände einberufen werden. (§ 51 Abs. 4 GO 
LSA) 


   
(6) 1Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung Die Regelung orientiert sich an der Muster- § 2 (2) 1Diejenigen, die an der Sitzung nicht oder nicht 
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teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden des Stadtrates vor 
der Sitzung an. 2Die Anzeige kann auch im Ratsbüro der 
Stadtverwaltung erfolgen. 


Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


rechtzeitig teilnehmen können, unterrichten das Ratsbü-
ro vor der Sitzung. 2Verlässt ein Stadtratsmitglied vorzei-
tig eine Sitzung, teilt er dies dem Vorsitzenden des 
Stadtrates mit. 3Diese Erklärung wird von dem/der 
Schriftführer/in für den Stadtratsvorsitzenden entgegen 
genommen. 


   
 Der Absatz kann entfallen, da die Vorschriften zur konsti-


tuierenden Sitzung bereits in § 53 Abs. 1 und 2 KVG 
LSA enthalten sind. 


§ 1 (5) 1Die konstituierende Sitzung wird durch den 
Oberbürgermeister einberufen. 2Wird das an Jahren 
älteste Mitglied des Stadtrates zum Vorsitzenden des 
Rates gewählt, so wird der Vorsitzende durch das an 
Jahren zweitälteste Mitglied auf die gewissenhafte Erfül-
lung seiner Amtspflichten verpflichtet. 


   
   
  § 2 Teilnahme an Sitzungen (§ 52 GO LSA) 
 Der 1. HS ist so bereits in § 54 S. 1 KVG LSA geregelt. 


Der 2. HS ist selbstverständlich und bedarf keiner Er-
wähnung in der Geschäftsordnung. 


§ 2 (1) Die Stadträte des Stadtrates sind verpflichtet, an 
allen Sitzungen teilzunehmen und sich in eine Anwesen-
heitsliste einzutragen. 


   
 Das Recht der Ortsbürgermeister an den Sitzungen teil-


zunehmen ergibt sich aus § 85 Abs. 4 KVG LSA, des-
halb kann der Absatz entfallen. 


§ 2 (3) 1Die Ortsbürgermeister können an den Sitzungen 
des Stadtrates und seiner Ausschüsse mit beratender 
Stimme teilnehmen. 2Sie haben einen Anspruch auf La-
dung, jedoch nicht auf eine förmliche Einberufung. 


   
   
§ 2 Tagesordnung Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 3 Tagesordnung (§ 51 Abs. 4 u. 5 GO LSA) 
   
(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates stellt die Tagesord-
nung im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister un-
ter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes auf. 2Die Tages-
ordnung gliedert sich in einen öffentlichen und in einen 
nichtöffentlichen Teil.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 3 (1) Der Vorsitzende des Stadtrates legt im Einver-
nehmen mit dem Oberbürgermeister die Tagesordnung 
unter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes fest. 
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 Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache selbster-


klärend ist. 
§ 3 (3) Jeder Beratungsgegenstand ist deutlich zu kenn-
zeichnen. 


   
(2) 1Anträge zur Tagesordnung können Stadtratsmitglie-
der und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sit-
zung stellen. 2Die Anträge sind dem Vorsitzenden oder 
dem Ratsbüro schriftlich zuzuleiten. 3Auf Antrag eines 
Viertels der Mitglieder des Stadtrates oder einer Fraktion 
ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung 
spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen. 4Dies 
gilt nicht, wenn der Stadtrat den gleichen Verhandlungs-
gegenstand innerhalb der letzten sechs Monate bereits 
verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. 5Dem 
Oberbürgermeister muss Gelegenheit gegeben werden, 
zu allen Anträgen eine entsprechende Vorlage mit seiner 
Beschlussempfehlung zu erarbeiten. 
 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 3 (4) 1Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung sind 
zu berücksichtigen, wenn sie schriftlich gestellt, unter-
schrieben und zwei Wochen vor der Sitzung, beim Vor-
sitzenden des Stadtrates oder im Ratsbüro eingegangen 
sind. 2Die Anträge sind mit der Ladung, gegebenenfalls 
mit dem Nachtrag zur Tagesordnung, den Mitgliedern 
des Stadtrates bekannt zu geben.  3Die Regelungen des 
§ 51 Abs. 5 Satz 2 der Gemeindeordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt bleiben davon unberührt.  
§ 3 (5) 3Dem Oberbürgermeister muss Gelegenheit ge-
geben werden, zu allen Anträgen eine entsprechende 
Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten. 


   
(3) 1Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der 
Tagesordnung um Angelegenheiten, die in öffentlicher 
Sitzung zu behandeln wären, nicht zulässig. 2Die Erwei-
terung der Tagesordnung um eine dringende Angele-
genheit, die in nicht öffentlicher Sitzung (§ 4) zu behan-
deln wäre, ist nur zu Beginn einer Sitzung zulässig, wenn 
alle Mitglieder des Stadtrates anwesend sind und kein 
Mitglied widerspricht. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 
Eine Erweiterung der Tagesordnung in öffentlicher Sit-
zung ist insofern unzulässig, da dann eine ordnungsge-
mäße Einberufung/Bekanntmachung für diesen TOP 
nicht hätte erfolgen können. 


§ 3 (2) In dringlichen Fällen kann die Tagesordnung zu 
Beginn der Sitzung durch Beschluss des Stadtrates mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stadträte geändert 
werden.  


 


   
 Ergibt sich bereits aus § 2 Abs. 1 und muss nicht in die-


ser Ausführlichkeit geregelt werden. 
§ 3 (5) 1Antragsberechtigt zur Tagesordnung sind: 
 a) alle beschließenden Ausschüsse 
 b) die Fraktionen 
 c) die Stadträte 
 d) der Oberbürgermeister 
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 e) die Dezernenten 
2Für den Ausschuss bzw. die Fraktionen unterzeichnen 
die jeweiligen Vorsitzenden bzw. Stellvertreter die Anträ-
ge.  


   
 entfällt, bedarf keiner solch ausführlichen Erklärung. § 3 (9) 1Anträge, die offensichtlich einer Beratung in Aus-


schüssen bedürfen, können vom Oberbürgermeister im 
Einvernehmen mit dem Vorstand des Stadtrates und 
dem Antragsteller ohne Beschluss des Stadtrates direkt 
an die entsprechenden Ausschüsse weitergeleitet wer-
den. 2Er hat davon den Stadtrat im Tagesordnungspunkt 
„Informationen der Verwaltung“ zu unterrichten. 


   
(4) 1Der Stadtrat beschließt zu Beginn der jeweiligen 
Sitzung über die Feststellung der Tagesordnung und 
über die öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der 
Tagesordnungspunkte. 2Auf Antrag kann über die Abset-
zung von Angelegenheiten von der Tagesordnung oder 
die Änderung der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stim-
men entschieden werden. 3Betrifft ein Antrag eine Ange-
legenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
fällt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss 
des Stadtrates von der Tagesordnung abzusetzen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


§ 8 (2) 1Auf Antrag eines Antragsberechtigten kann der 
Stadtrat beschließen, sich mit einem Antrag in der Sache 
nicht zu befassen.  
 


   
   
§ 3 Öffentlichkeit der Sitzungen Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 5 Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 50 GO LSA) 
   
 Der Absatz kann entfallen, da die Formulierungen bereits 


in § 52 KVG LSA enthalten sind.  
§ 5 (1) 1Die Sitzungen des Stadtrates sind öffentlich, 
soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Inte-
ressen einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit erfor-
dern. 2Über Gegenstände, bei denen diese Vorausset-
zungen vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt wer-
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den. 3Stadträte und der Oberbürgermeister können für 
einzelne Angelegenheiten den Ausschluss der Öffent-
lichkeit beantragen. 4Über den Antrag wird in nichtöffent-
licher Sitzung beraten und entschieden. 


   
(1) 1Alle Einwohner der Stadt Köthen (Anhalt) haben das 
Recht, an öffentlichen Sitzungen des Stadtrates und 
seiner Ausschüsse teilzunehmen. 2Sind die für Zuhörer 
vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Interes-
senten zurückgewiesen werden. 3Zuhörer sind nicht 
berechtigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich 
selbst an den Verhandlungen zu beteiligen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 5 (3) 1An öffentlichen Sitzungen können Zuhörer unter 
Ausnutzung der vorhandenen Plätze teilnehmen. 
2Zuhörer sind nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu 
ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu 
beteiligen.  
 


   
(2) 1An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der 
Presse, des Rundfunks und ähnlicher Medien teilneh-
men. 2Ihnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1 
Sätze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 5 (3) 3Für die Presse sind Plätze zu reservieren.  


   
(3) 1Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildauf-
zeichnungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rund-
funk und ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den 
Sitzungsablauf nicht beeinträchtigen. 2Sie sind dem Vor-
sitzenden oder dem Ratsbüro vorher anzuzeigen. 
3Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen. 
4Mitglieder des Stadtrates, Beschäftigte der Verwaltung 
und Sachverständige können verlangen, dass einzelne 
eigene Redebeiträge bzw. Ausführungen nicht aufge-
zeichnet und übertragen werden. 5Dem Vorsitzenden 
steht darüber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunkti-
on das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie 
Bild- und Tonübertragungen zu untersagen. 


Entspr. § 52 (5) S. 3 KVG LSA ist Näheres zu Ton- und 
Bildaufzeichnungen in der Geschäftsordnung zu regeln. 
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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§ 4 Ausschluss der Öffentlichkeit Der Paragraph wurde neu hinzugefügt und enthält inhalt-


liche Regelungen aus dem ehem. § 5 (2) GeschO. 
 


   
(1) 1Durch Beschluss des Stadtrates ist im Rahmen des 
§ 52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffent-
lichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu ent-
scheiden. 2Soweit das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner dies erfordern, werden insbesonde-
re in nicht öffentlicher Sitzung behandelt:  
1. Personalangelegenheiten,  
2. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 
deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,  
3. persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des 
Stadtrates,  
4. Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung 
des Vorkaufsrechtes,  
5. Vergabeentscheidungen,  
6. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung 
durch Gesetz vorgeschrieben ist.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 5. (2) Die Öffentlichkeit ist in der Regel u. a. bei fol-
genden Gruppen von Angelegenheiten auszuschließen: 
- Personalangelegenheiten 
- Grundstücksangelegenheiten 
- Auftragsvergaben 
- Kreditgeschäfte und Bürgschaften 
- Rechtsstreitigkeiten der Stadt 
- Ausübung des Vorkaufsrechtes 


   
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind 
nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn 
dies ungeeignet ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung 
bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
   
§ 5 Sitzungsleitung und -verlauf Die Paragraphen 4 und 6 wurden aus systematischen 


Gründen zusammengefasst, die Überschrift neu numme-
riert und abgeändert, um den Inhalt des Paragraphen 
besser wiederzugeben. 


§ 4 Sitzungsablauf 
§ 6 Sitzungsleitung (§ 55 GO LSA) 
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(1) 1Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu 
leiten, er sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
und übt das Hausrecht während der Sitzungen des 
Stadtrates aus. 2Er ruft die Verhandlungsgegenstände 
auf und stellt sie zur Beratung und Beschlussfassung. 
3Als Beisitzer fungiert jeweils ein nach § 5 Abs. 2 der 
Hauptsatzung gewählter Stellvertreter abwechselnd. 
4Will der Vorsitzende zu einem Verhandlungsgegenstand 
als Mitglied des Stadtrates sprechen, so muss er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfas-
sung dieses Gegenstandes an seinen Beisitzer abgeben.


Entspr. § 57 (1) KVG LSA leitet der Vorsitzende die Sit-
zung im Rahmen der Geschäftsordnung. 
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
Eingefügt wurde zusätzlich die rotierende Besetzung der 
Beisitzer des Stadtratsvorsitzenden. 


§ 6 (1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates leitet, eröffnet 
und schließt die Sitzungen. 2Er handhabt die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus. 
§ 6 (2) 1Der Vorsitzende des Stadtrates eröffnet über 
jeden Gegenstand, der auf der Tagesordnung steht, die 
Aussprache. 2Antragsteller erhalten zunächst das Wort. 
§ 6 (3) Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich 
niemand zu Wort, erklärt der Vorsitzende die Ausspra-
che für geschlossen und eröffnet die Abstimmung oder 
Wahl. 
§ 7 (3) Will der Vorsitzende des Stadtrates selbst zur  
Sache sprechen, übergibt er den Vorsitz an seinen Stell-
vertreter. 


   
(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter ver-
hindert, so wählt der Stadtrat unter Vorsitz des an Jahren 
ältesten anwesenden Mitgliedes für die Dauer der Ver-
hinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen 
Vorsitzenden aus seiner Mitte. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
 Einzelheiten zur Einwohnerfragestunde sind entspr. § 28 


(2) S. 2 KVG LSA in der Hauptsatzung zu regeln.  
Die Muster-Geschäftsordnung des Städte- und Gemein-
debundes Sachsen-Anhalt enthält zwar Regelungen zur 
Einwohnerfragestunde, jedoch sind diese entsprechend 
im neuen Entwurf der Hauptsatzung enthalten und kön-
nen deshalb in der Geschäftsordnung entfallen. 
 


§ 4 (1) 1Zu Beginn jeder Sitzung wird gemäß § 16 Abs. 1 
der Hauptsatzung eine Einwohnerfragestunde durchge-
führt. 2Die Einwohner können zu allen gemeindlichen 
Angelegenheiten Anfragen an den Stadtrat und den 
Oberbürgermeister richten. 3Die Stadträte und der Ober-
bürgermeister haben, soweit möglich, die Fragen unter 
Beachtung der Redeordnung aus § 7 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung zu beantworten. 4Sollte eine sofortige 
Beantwortung nicht möglich sein, wird die Antwort inner-
halb eines Monats dem Anfragenden schriftlich zugelei-
tet, von demjenigen, an den die Anfrage gerichtet wurde. 
5Themen nichtöffentlicher Tagesordnungspunkte dürfen 







Seite 9 von 33 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


nicht Inhalt von Anfragen der Einwohnerfragestunde 
sein. 6Das gilt grundsätzlich auch für die öffentlich zu 
behandelnden Tagesordnungspunkte. 7Über Ausnahmen 
entscheidet der Stadtratsvorsitzende. 


   
(3) 1Die Sitzungen des Stadtrates sind grundsätzlich in 
folgender Reihenfolge durchzuführen:  
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Einwohnerfragestunde 
3. Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, 
    der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit des  
    Stadtrates,  
4. Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen 
    Sitzung 
5. Informationen der Verwaltung 
6. Feststellung der Tagesordnung und der dazu  
   vorliegenden Anträge 
7. Behandlung der Tagesordnungspunkte 
8. Behandlung von Anfragen und Anregungen 
9. Schließung der Sitzung 
2Die Nrn. 4. bis 8. sind jeweils im öffentlichen Teil und im 
nicht öffentlichen Teil durchzuführen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 4 (2) Die Sitzungen des Stadtrates laufen regelmäßig 
wie folgt ab: 
a) Eröffnung der Sitzung 
b) Feststellung der  Beschlussfähigkeit 
 - Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der  
              Ladung 
 - Feststellung der Zahl der anwesenden  
              Mitglieder 
c) Genehmigung der Niederschrift der vorange- 
       gangenen Sitzung 
d) Informationen der Verwaltung 
e) Feststellung der Tagesordnung und der dazu  
       vorliegenden Anträge 
f) Behandlung der Tagesordnungspunkte 
g) Behandlung von Anfragen und Anregungen 
h)    Schließung der Sitzung 


   
(4) 1Der Oberbürgermeister informiert zu Beginn jeder 
Sitzung über alle wichtigen Angelegenheiten im Rahmen 
der Informationen der Verwaltung. 2Die Berichterstat-
tung, die durch den Oberbürgermeister mündlich erfolgt, 
wird im Protokoll festgehalten. 


keine inhaltlichen Änderungen § 4 (3) 1Der Oberbürgermeister informiert zu Beginn 
jeder Sitzung über alle wichtigen Angelegenheiten im 
Rahmen der Informationen der Verwaltung. 2Die Bericht-
erstattung, die durch den Oberbürgermeister mündlich 
erfolgt, wird im Protokoll festgehalten. 


   
(5) 1Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in 
der durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur 
Beratung und Abstimmung. 2§ 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt 
unberührt.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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§ 6 Anfragen an den Oberbürgermeister Der Paragraph wurde aus systematischen Gründen vor-


gezogen und neu nummeriert. 
§ 15 Anfragen an den Oberbürgermeister (§ 44 Abs. 6 
GO LSA) 


   
(1) Jedes Mitglied des Stadtrates ist berechtigt, schriftlich 
oder in der Sitzung des Stadtrates mündlich Anfragen zu 
einzelnen Angelegenheiten der Stadt und der Stadtver-
waltung an den Oberbürgermeister zu richten. 


Entspr. § 45 KVG LSA regelt die Geschäftsordnung das 
Nähere zum Verfahren bei Anfragen der Stadträte an 
den Oberbürgermeister. 
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 15 (1) Jeder Stadtrat ist berechtigt, Anfragen vor oder 
in der Sitzung des Stadtrates an den Oberbürgermeister 
zu richten. 
§ 15 (2) 1Die Anfragen sind schriftlich niederzulegen oder 
zu Protokoll zu geben. 2Liegt eine Anfrage bis zum 
Schluss der Sitzung nicht schriftlich vor oder wurde nicht 
zu Protokoll gegeben, so besteht die Möglichkeit die 
schriftliche Fassung innerhalb von 4 Tagen nachzurei-
chen. 3Erfolgt dies nicht, wird die Anfrage als nicht ge-
stellt behandelt. 


(2) 1Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht sofort 
beantwortet werden, ist diese spätestens in der nächsten 
Stadtratssitzung, im Rahmen der Informationen der Ver-
waltung, zu beantworten. 2Machen Inhalt und Umstände 
der Anfrage eine frühere Beantwortung notwendig, ist 
vorab ein schriftliche Antwort zu erteilen. 


keine inhaltlichen Änderungen § 15 (3) 1Kann auf eine Anfrage nicht sofort geantwortet 
werden, ist diese spätestens in der nächsten Stadtrats-
sitzung, im Rahmen der Informationen der Verwaltung, 
zu beantworten. 2Machen Inhalt und Umstände der An-
frage eine frühere Beantwortung notwendig, ist vorab ein 
schriftlicher Bescheid zu erteilen. 


   
(3) Auskünfte des Oberbürgermeisters gemäß § 43 Abs. 
3 Satz 2 KVG LSA sind auch allen Fraktionen zur Kennt-
nis zu geben. 


Auf Wunsch der Fraktionsvorsitzenden aus der Beratung 
vom 18.9.2014 eingefügt. 


 


   
   
§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstände Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 


Paragraphen besser wiederzugeben. 
§ 7 Redeordnung 


   
(1) 1Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jewei-
ligen Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf erläutert und 
begründet der Oberbürgermeister oder sein Vertreter 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
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bzw. ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den Bera-
tungsgegenstand. 3Ergänzend kann sich der Vortrag 
eines Sachverständigen anschließen. 4Diese haben bei 
nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu ver-
lassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. 5Die Beratung des jeweiligen Tagesord-
nungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben 
der Hand bzw. beider Hände für Anträge zur Geschäfts-
ordnung.  


nell überarbeitet und ergänzt.  
§ 7 (8) Auf Antrag und mehrheitlicher Zustimmung der 
anwesenden Stadträte können auch Gäste zu Tages-
ordnungspunkten das Wort erhalten. 


   
(2) 1Die Mitglieder des Stadtrates, die wegen persönli-
cher Beteiligung gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsver-
bot) von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen 
sein könnten, haben dies dem Vorsitzenden des Stadtra-
tes vor Beginn der Beratung des entsprechenden Ta-
gesordnungspunktes unaufgefordert mitzuteilen und den 
Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei öffentlicher Sitzung 
kann sich das Mitglied in dem für Zuhörer bestimmten 
Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 4 (4) 1Die Stadträte, die zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten befangen sind, haben § 30 und § 31 der Ge-
meindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt zu berück-
sichtigen. 2Im Zweifel sollte der Vorstand konsultiert wer-
den. 


   
(3) 1Ein Mitglied des Stadtrates darf in der Sitzung nur 
dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort 
erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden. 3Der 
Vorsitzende erteilt das Wort möglichst in der Reihenfolge 
der Wortmeldungen. 4Melden sich mehrere Mitglieder 
gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der Vorsitzende über 
die Reihenfolge. 5Der Oberbürgermeister hat das Recht, 
im Stadtrat zu allen Angelegenheiten zu sprechen. 6Zur 
tatsächlichen und rechtlichen Klarstellung des Sachver-
halts ist ihm auch außerhalb der Reihenfolge der Wort-
meldungen das Wort zu erteilen. 7Bei Wortmeldungen 
„zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außerhalb der Rei-
henfolge sofort zu erteilen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 7 (1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates erteilt das Wort. 
2Er bestimmt die Redner nach der Reihenfolge der 
Wortmeldungen, die durch Handaufhebungen erfolgen. 
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(4) 1Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz 
aus. 2Die Anrede ist an den Stadtrat, nicht an die Zuhö-
rer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur Bera-
tung stehenden Antrag zu halten und nicht vom Thema 
abzuweichen. 4Der Vorsitzende kann einen Redner, der 
vom Gegenstand der Beratung abkommt, zur Sache 
verweisen. 5Auf diese Verpflichtung kann jeder den Vor-
sitzenden durch Zuruf hinweisen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 7 (2) 1Der Vorsitzende kann einen Redner, der vom 
Gegenstand der Beratung abkommt, zur Sache verwei-
sen. 2Auf diese Verpflichtung kann jeder den Vorsitzen-
den durch Zuruf hinweisen. 


   
(5) 1Die Redezeit beträgt für jede Rede 5 Minuten. 2Das 
Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungspunkt 
dem gleichen Mitglied des Stadtrates für 3 Minuten erteilt 
werden. 3Bei der Aussprache über den Haushalt bzw. 
Nachtragshaushalt erhält jede Fraktion einmalig eine 
Redezeit von 15 Minuten. 4Für die weitere Debatte zum 
Haushalt gelten die Sätze 1 und 2. 5Der Vorsitzende 
kann die Redezeit verlängern; bei Widerspruch ent-
scheidet der Stadtrat. 6Für den Tagesordnungspunkt 
“Informationen der Verwaltung“ gelten die Sätze 1 bis 4 
nicht.  


Die Regelung wurde neu nummeriert und grammatika-
lisch überarbeitet, keine inhaltlichen Änderungen. 


§ 7 (4) 1Die Redezeit beträgt für jede Rede 5 Minuten. 
2Das Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungs-
punkt dem gleichen Mitglied des Stadtrates für 3 Minuten 
erteilt werden. 3Bei der Aussprache über den Haushalt 
bzw. Nachtragshaushalt erhält jede Fraktion einmalig 
eine Redezeit von 15 Minuten. 4Für die weitere Debatte 
zum Haushalt gilt Satz 1 und 2. 5Für den Tagesord-
nungspunkt “Informationen der Verwaltung“ gelten die 
Sätze 1 bis 4 nicht. 


   
(6) Während der Beratung sind nur zulässig:  
1. Zusatz- oder Änderungsanträge (Sachanträge) 


gemäß § 8 
2. Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 9.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(7) Der Vorsitzende des Stadtrates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung 
des Tagesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des 
Stadtrates geschlossen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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§ 8 Sachanträge Der Paragraph wurde neu hinzugefügt und setzt sich 
inhaltlich aus Absätzen des früheren § 3 „Tagesordnung“ 
zusammen. 


 


   
(1) 1Änderungs- und Ergänzunganträge, soweit nicht 
Anträge nach § 2 Abs. 2, können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. 2Mündlich gestellte Anträge sind dem 
Vorsitzenden auch schriftlich vorzulegen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 3 (8) 1In der Sitzung selbst können nur noch Ände-
rungs- oder Ergänzungsanträge und Anträge zur Ge-
schäftsordnung gestellt werden. 2Solche Anträge bedür-
fen nicht der Schriftform, jedoch kann der Vorsitzende 
des Stadtrates zu Änderungs- oder Ergänzungsanträgen 
die schriftliche Formulierung verlangen. 


   
(2) 1Die Anträge gemäß Abs. 1 müssen eine Begründung 
enthalten. 2Anträge, deren Annahme Ausgaben verur-
sacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht 
oder nicht ausreichend vorgesehen sind, dürfen nur be-
raten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem De-
ckungsvorschlag verbunden sind. 


Anpassung des Verweises, keine inhaltlichen Änderun-
gen. 


§ 3 (6) 1Die Anträge gemäß Abs. 5 müssen eine Begrün-
dung enthalten. 2Anträge, deren Annahme Ausgaben 
verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan 
nicht oder nicht ausreichend vorgesehen sind, dürfen nur 
beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem De-
ckungsvorschlag verbunden sind. 


   
(3) 1Anträge können, solange darüber noch nicht abge-
stimmt wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen 
werden. 2Ein zurückgezogener Antrag kann von einem 
anderen Mitglied des Stadtrates aufgenommen werden 
mit der Wirkung, dass über den aufgenommenen anstel-
le des zurückgezogenen Antrages abgestimmt wird. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 3 (7) Jeder Antrag kann durch den Antragsteller zu-
rückgenommen werden. 
§ 8 (2) 2Bevor ein Nichtbefassungsbeschluss gefasst 
wird, ist dem Antragsteller Gelegenheit zur Begründung 
und Erläuterung seines Antrages zu geben. 3Ein Nichtbe-
fassungsbeschluss ist gefasst mit zwei Drittel Mehrheit 
der anwesenden Stadträte. 


   
   
§ 9. Geschäftsordnungsanträge. Der § wurde neu nummeriert. § 8 Geschäftsordnungsanträge 
   
(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können 
jederzeit gestellt werden:  
a) Schluss der Rednerliste, 
b) Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbür-


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 8 (1) Während der Beratung sind folgende Anträge zur 
Geschäftsordnung zulässig: 
h) auf Abschluss der Rednerlisten, 
i) auf Überweisung an einen Ausschuss oder an  
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germeister,  
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesord-
nung oder Vertagung,  
d) Verlängerung oder Verkürzung der Redezeit,  
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der 
Sitzung,  
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlich-
keit,  
g) Zurückziehung von Anträgen,  
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachver-
ständigen,  
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Stadt-
ratsmitgliedes,  
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Stadtrates 
im Verlauf der Sitzung, 
k) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr. 
l) Einberufung einer Fraktionsvorsitzendenbespre-
chung, 


       den Oberbürgermeister, 
d) auf Vertagung oder Aufhebung der Beratung, 
e) auf Unterbrechung mit Angabe der Zeitdauer  
       der Sitzung, 
g) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der  
       Öffentlichkeit, 
m)   Rücknahme von Anträgen. 
l) auf Anhörung von Personen, insbesondere  
       Sachverständige, 
f) auf Einberufung einer Fraktionsvorsitzenden- 
       Besprechung, 
a) auf Einhaltung der Tagesordnung, 
b) auf Änderung der Reihenfolge der Tagesord- 
       nung, 
c) auf Änderung der Beschlussempfehlung, 
j) auf Schluss der Aussprache und Abstimmung  
       unter Beachtung des § 7 Abs. 7, 
k) auf Nichtbefassung, 


   
(2) 1Der Antrag gemäß Abs. 1 Nr. 1 kann nur von Stadt-
ratsmitgliedern gestellt werden, die zu diesem Punkt 
nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor der Abstim-
mung gibt der Vorsitzende die noch vorliegenden Wort-
meldungen bekannt. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 7 (7) 1Jeder Stadtrat, der nicht zur Sache gesprochen 
hat, kann einen Antrag auf Schluss der Debatte stellen. 
2In einem solchen Fall wird zunächst die Rednerliste 
verlesen, dann kann dem Antragsteller das Wort zu einer 
kurzen Begründung gegeben werden, die nicht länger 
als 3 Minuten dauern darf. 3Gegen den Antrag darf nur 
ein Redner gleichfalls nur 3 Minuten sprechen. 4Wird der 
Antrag angenommen, kann nur noch dem Antragsteller 
gem. § 6 Abs. 2 das Schlusswort erteilt werden. 


   
(3) 1Meldet sich ein Mitglied des Stadtrates „zur Ge-
schäftsordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss 
ihm das Wort außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-


§ 7 (5) 1Zur Geschäftsordnung ist das Wort jederzeit zu 
erteilen. 2Eine Rede darf dadurch nicht unterbrochen 
werden. 3Die Redezeit bei der Geschäftsordnungsdebat-
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2Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 
3Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen nicht länger 
als 3 Minuten dauern. 4Sie dürfen sich mit der Sache 
selbst nicht befassen, sondern nur den Geschäftsord-
nungsantrag begründen. 5Zu dem Antrag können die 
Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung nehmen. 
Danach ist über den Antrag durch den Stadtrat zu ent-
scheiden. 


nell überarbeitet. te beträgt 5 Minuten je Fraktion. 


   
   
§ 10 Abstimmungen Der § wurde neu nummeriert. § 9 Abstimmung (§ 54 Abs. 2 GO LSA) 
   
(1) 1Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des 
Geschäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerlis-
te“ lässt der Vorsitzende des Stadtrates abstimmen. 
2Während der Abstimmung können keine weiteren An-
träge gestellt werden. 3Anträge über die abgestimmt 
werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut ver-
lesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Stadtrates 
nicht schriftlich vorliegen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist ge-
sondert abzustimmen.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(3) 1Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird 
über sie in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:  
a) Anträge zur Geschäftsordnung, 
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen ande-
ren Anträgen zum gleichen Sitzungsgegenstand abzu-
stimmen, 
c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- 
und Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfor-


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 9 (3) 1Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so 
wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge abge-
stimmt: 
a) Anträge zur Geschäftsordnung, 
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen ande-
ren Anträgen zum gleichen Sitzungsgegenstand abzu-
stimmen, 
c) weitergehende Anträge; als weitergehend sind solche 
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dern oder die eine einschneidendere Maßnahme zum 
Gegenstand haben, 
d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern 
der spätere Antrag nicht unter Nrn. 1. bis 3. fällt.  
2In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Stadt-
rates.  


Anträge anzusehen, die einen größeren Aufwand erfor-
dern oder eine einschneidendere Maßnahme zum Ge-
genstand haben, 
d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern 
der spätere Antrag nicht unter Buchst. a bis c fällt. 
2In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Stadt-
rates. 


   
(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Stadt-
rates die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu 
formulieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet 
werden kann.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 9 (2) 1Vor der Abstimmung sind die Anträge zu verle-
sen. 2Sie sind so zu stellen, dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden können. 3Jeder Antragsberechtigte 
kann die Teilung eines Antrages verlangen. 


   
(5) Nach der Abstimmung gemäß Abs. 3 ist der gesamte 
Antrag mit den beschlossenen Änderungen zur Abstim-
mung zu stellen. 


 § 9 (4) Nach der Abstimmung gemäß § 9 Abs. 3 ist der 
gesamte Antrag mit den beschlossenen Änderungen zur 
Abstimmung zu stellen. 


   
(6) 1Es wird offen abgestimmt. 2Die Abstimmung ge-
schieht durch Heben einer Stimmkarte. 3Mit der Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Ab-
stimmung verlangt werden. 4Bei Anträgen zur Ge-
schäftsordnung ist eine namentliche Abstimmung unzu-
lässig. 5Jedes Mitglied des Stadtrates kann verlangen, 
dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abge-
stimmt hat. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs. 5 
und 6 sowie § 12 Abs. 2 zusammengefasst und redakti-
onell überarbeitet. 


§ 9 (5) 1Es wird offen abgestimmt. 2Die Abstimmung 
geschieht durch Heben einer Stimmkarte.  
§ 9 (6) 1Auf Antrag einer Fraktion ist unter Namensnen-
nung abzustimmen. 2Bei Anträgen zur Geschäftsordnung 
und auf Schluss der Debatte  ist eine namentliche Ab-
stimmung unzulässig. 
§ 12 (2) Jeder Stadtrat kann verlangen, dass in der Nie-
derschrift festgehalten wird, wie er abgestimmt hat. 


   
(7) 1Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen 
bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht 
mit. 2Der Vorsitzende stellt anhand der Mehrheit der auf 
„ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen fest, ob der Antrag 
angenommen oder abgelehnt ist. 3Bei Stimmengleichheit 
ist der Antrag abgelehnt. 4Das Abstimmungsergebnis 
gibt der Vorsitzende unverzüglich nach der Abstimmung 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs. 1 
und 5 zusammengefasst und redaktionell überarbeitet. 


§ 9 (1) 1Der Stadtrat fasst seine Beschlüsse, soweit das 
Gesetz bzw. die Geschäftsordnung nicht etwas anderes 
bestimmt, mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lauten-
den Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt.  
§ 9 (5) 3Der Vorsitzende hat das Ergebnis festzustellen 
und bekannt zu geben. 
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bekannt. 
   
(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Stadtrates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und 
das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen, Stimm-
enthaltungen und ungültigen Stimmen festzuhalten.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(9) 1Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb 
einer Stadtratssitzung im Wege der Offenlegung oder im 
schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein hierbei 
gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein stimmbe-
rechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach Bekannt-
gabe des Beschlusses widerspricht.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
   
§ 11 Wahlen Der § wurde neu nummeriert. § 10 Wahlen (§ 54 GO LSA) 
   
(1) 1Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich 
genannten Fällen durchgeführt. 2Sie werden geheim mit 
Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewählt wer-
den, wenn kein Mitglied widerspricht. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 10 (1) 1Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vor-
genommen, es kann offen gewählt werden, wenn kein 
Stadtrat widerspricht.  


   
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen von 
Personen können Mitglieder der Verwaltung als Stim-
menzähler herangezogen werden. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 10 (3) 3Der Vorstand des Stadtrates ermittelt das 
Wahlergebnis und der Vorsitzende gibt es dem Stadtrat 
bekannt. 


   
 Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache selbster-


klärend ist. 
§ 10 (2) Gelten spezielle Gesetze, finden diese Anwen-
dung. 


   
(3) 1Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu ver-
wenden. 2Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass 
jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht wer-


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-


§ 10 (3) 1Die Stimmzettel sind durch den Vorsitzenden 
des Stadtrates bereit zu halten. 2Sie werden verdeckt 
oder gefaltet abgegeben.  
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den kann. 3Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu fal-
ten. 


nell überarbeitet und ergänzt. 


   
(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:  
a) nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist,  
b) keinen Stimmabgabevermerk enthält,  
c) den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen  
    lässt,  
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen  
    enthält, 
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 10 (4) Für die Gültigkeit von Stimmzetteln gelten die 
Regelungen des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 


   
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der 
Mitglieder des Stadtrates zu erfolgen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(6) 1Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die 
Stimmen der Mehrheit der anwesenden stimmberechtig-
ten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese Mehrheit nicht 
erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. 3Im zwei-
ten Wahlgang ist die Person gewählt, die die meisten 
Stimmen erhalten hat. 4Ergibt sich im zweiten Wahlgang 
Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vor-
sitzende zieht. 5Soweit im ersten Wahlgang nur eine 
Person zur Wahl stand und diese Person die erforderli-
che Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 
keine Anwendung. 6Der Vorsitzende gibt das Wahler-
gebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 10 (1) 2Gewählt ist die Person, für die die Mehrheit der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gestimmt hat. 
3Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt. 4Im zweiten Wahlgang ist die Person 
gewählt, für die die meisten Stimmen abgegeben worden 
sind. 5Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleich-
heit, so entscheidet das Los, das der Vorsitzende des 
Stadtrates zu ziehen hat. 


   
(7) 1Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wah-
len in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem 
alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und 
je zu besetzende Stelle eine Stimme vergeben werden 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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kann. 2Gewählt sind die Bewerber in der Reihenfolge der 
Zahl, der für sie abgegebenen gültigen Stimmen, wenn 
zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberechtig-
ten Mitglieder erreicht ist. 3Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.  
   
   
§ 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 


Paragraphen besser wiederzugeben und neu numme-
riert. 


§ 11 Unterbrechung und Vertagung 


   
(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung 
unterbrechen. 2Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn 
auf Antrag eines Mitgliedes des Stadtrates ein entspre-
chender Beschluss von der Mehrheit der anwesenden 
Stadtratsmitglieder gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll 
im Regelfall nicht länger als 15 Minuten dauern. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


(1) 1Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung 
unterbrechen. 2Die Unterbrechung soll nicht länger als 
15 Minuten dauern. 


   
(2) Der Stadtrat kann: 
1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an  
    den mit der Vorberatung befassten Ausschuss zurück- 
    verweisen, 
2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an  
    den Oberbürgermeister zurückverweisen, 
3. die Beratung über einzelne Punkte der Tagesordnung  
    vertagen oder  
4. die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in  
    der Sache abschließen.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(3) 1Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. 
2Der Entscheidungsantrag geht bei der Abstimmung dem 
Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der 
Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- 
oder Schlussantrag stellen.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(5) 1Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufgerufen. 2Der in der Beratung befindli-
che Tagesordnungspunkt wird abschließend behandelt. 
3Danach ist die Sitzung zu schließen. 4Sofern die Sitzung 
nicht gemäß § 1 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 an einem der 
nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die restlichen Punk-
te in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu 
behandeln.  


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


(2) 1Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufgerufen. 2Der in der Beratung befindli-
che Tagesordnungspunkt wird abschließend behandelt. 
3Danach ist die Sitzung zu schließen. 4Die restlichen 
Punkte sind in der nächstfolgenden Sitzung des Stadtra-
tes an vorderer Stelle abzuwickeln. 


   
   
§ 13 Niederschrift Der § wurde neu nummeriert. § 12 Niederschrift (§ 56 GO LSA) 
   
(1) 1Über jede Sitzung des Stadtrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden, dem Ober-
bürgermeister und vom Protokollführer zu unterzeichnen 
ist. 2Der Protokollführer ist ein Mitarbeiter der Stadtver-
waltung und wird vom Oberbürgermeister benannt. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden Teile des 
Abs. 1 und Abs. 3 zusammengefasst und redaktionell 
überarbeitet. 


§ 12 (1) 1Der Oberbürgermeister ist dafür verantwortlich, 
dass für jede Sitzung eine Niederschrift angefertigt wird. 
2Er bestimmt den Protokollführer. 
§ 12 (3) Die Niederschrift unterzeichnen der Vorsitzende 
des Stadtrates, der Oberbürgermeister und der Protokoll-
führer. 


   
(2) 1Die Niederschrift muss mindestens enthalten:  
1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie 


etwaige Sitzungsunterbrechungen,  
2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglie-


der des Stadtrates, 
3. die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, 


der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,  
4. die Tagesordnung und ob die Beratung öffentlich 


oder nicht öffentlich stattgefunden hat, 
5. den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 12 (1) 3Die Niederschrift enthält: 
a) Ort, Tag, Beginn und Schluss der Sitzung 
b) die Namen der anwesenden und die Namen  
    der abwesenden Stadträte 
c) die gestellten Anträge 
e) die gefassten Beschlüsse 
f) die Wahl- und Abstimmungsergebnisse 
d) die wesentlichen Inhalte der Wortbeiträge,  
       sofern der Redner das wünscht und dies von  
       ihm zu Beginn der Ausführungen bekundet  
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6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei 
namentlicher Abstimmung (§10 Abs. 6 Satz 3) ist die 
Entscheidung jedes Mitgliedes des Stadtrates in der 
Niederschrift zu vermerken, 


7. Vermerke darüber, welche Stadtratsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig 
oder wegen Befangenheit vorübergehend verlassen 
haben, wobei ersichtlich sein muss, an welchen Ab-
stimmungen oder Wahlen und aus welchem Grund 
die Betroffenen nicht teilgenommen haben (z.B. Mit-
wirkungsverbot), 


8. Anfragen der Mitglieder des Stadtrates,  
9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbeson-


dere Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnah-
men), 


10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der vorher-
gehenden Sitzung.  


2Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Stadtrates kön-
nen verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der 
Niederschrift festgehalten werden. Dies ist durch Wort-
meldung vorher anzuzeigen.  


       wurde 
g) Anfragen und Anregungen der Stadträte 
h)    in einem Anhang die Themenkreise, zu denen  
       Bürger Fragen gestellt haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 7 (6) 1Persönliche Erklärungen sind nach Schluss der 
Aussprache jedoch vor der Abstimmung gestattet. 2Diese 
dürfen keine Bemerkungen zur Sache enthalten, son-
dern nur Angriffe zurückweisen, die in der Aussprache 
gegen die Person des Redners gerichtet waren oder 
eigene Ausführungen berichtigen. 3Sie dürfen nicht län-
ger als 3 Minuten dauern. 


   
(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Stadtrates 
schriftlich oder elektronisch - mittels des Ratsinformati-
onssystems der Stadt Köthen (Anhalt) - zuzuleiten. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 12 (4) 1Die Niederschrift wird allen Stadträten zugelei-
tet.  


   
(4) 1Einwände gegen die Niederschrift sind dem Vorsit-
zenden schriftlich zuzuleiten. 2Der Stadtrat entscheidet in 
seiner nächsten Sitzung, ob und in welcher Weise die 
Niederschrift zu berichtigen ist. 3Wird der Einwendung 
nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Stadtrates 
berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden Erklä-


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 12 (4) 2Einwände gegen die Niederschrift dürfen sich 
nur auf die Richtigkeit der Wiedergabe beziehen. 
3Werden gegen die Niederschrift Einwände erhoben, die 
sich nicht durch Erklärungen des Protokollführers behe-
ben lassen, so entscheidet der Stadtrat. 
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rung in die Niederschrift zu verlangen. 
   
(5) 1Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist 
es dem Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen 
anzufertigen. 2Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und 
Feststellung der Niederschrift sind Tonaufzeichnungen 
zu löschen. 3Es gilt § 3 Abs. 3. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
   
§ 14 Änderung und Aufhebung der Beschlüsse des 
Stadtrates 


Der Paragraph wurde neu hinzugefügt.  


   
(1) 1Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses 
des Stadtrates kann von einem Drittel der Mitglieder oder 
vom Oberbürgermeister beantragt werden. 2Der Stadtrat 
entscheidet hierüber frühestens in der nächsten Sitzung 
durch erneute Beschlussfassung. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(2) Ein Antrag nach Abs. 1, der abgelehnt wurde, kann 
innerhalb von sechs Monaten nur dann erneut gestellt 
werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage we-
sentlich geändert hat. 


siehe oben  


   
(3) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzuläs-
sig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Stadtra-
tes bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit 
vertretbarem Aufwand nicht möglich ist und/oder zu 
Schadenersatzansprüchen führen kann. 


siehe oben  


   
   
§ 15 Ordnung in den Sitzungen Der Paragraph wurde neu hinzugefügt.  
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(1) 1Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung 
der Geschäftsordnung. 2Er übt das Hausrecht aus. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(2) 1Verstößt ein Mitglied des Stadtrates gegen die Be-
stimmungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die 
Würde der Versammlung oder äußert es sich ungebühr-
lich, so kann es vom Vorsitzenden unter Nennung des 
Namens „zur Ordnung“ gerufen werden. 2Persönliche 
Angriffe und Beleidigungen sind vom Vorsitzenden zu 
rügen. 3Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur 
Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen 
eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, so 
kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. 4Entspre-
chendes gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsge-
genstand abschweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ 
gerufen wurde. 5Ist einem Mitglied des Stadtrates das 
Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tages-
ordnung nicht mehr sprechen. 


siehe oben  


   
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates kann einem Redner, 
der die festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort 
entziehen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Rede-
zeit hingewiesen hat. 


siehe oben  


   
(4) 1Der Vorsitzende des Stadtrates kann ein Mitglied bei 
grob ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem 
Verhalten von der Sitzung ausschließen. 2Das Mitglied 
hat den Sitzungsraum zu verlassen. 


siehe oben  


   
(5) Der Stadtrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch 


siehe oben  
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Beschluss für höchstens vier Sitzungen ausschließen. 
   
(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt 
es dem Vorsitzenden nicht, sie wieder herzustellen, so 
kann er die Sitzung unterbrechen. 


siehe oben  


   
   
§ 16 Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern Der Paragraph wurde neu hinzugefügt und enthält inhalt-


liche Regelungen aus dem ehemaligen § 5 Abs. 3. 
 


   
(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsit-
zenden des Stadtrates unterliegen alle Personen, die 
sich während einer Sitzung des Stadtrates im Sitzungs-
raum aufhalten. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(2) 1Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die 
Sitzung stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann 
auf Anordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum 
verwiesen und notfalls entfernt werden, wenn er durch 
den Vorsitzenden vorher mindestens ein Mal auf die 
Folgen seines Verhaltens hingewiesen wurde. 2Entsteht 
während einer Sitzung des Stadtrates unter den Zuhö-
rern störende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlun-
gen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Stadtra-
tes nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen lassen, 
wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu 
beseitigen ist. 


siehe oben § 5 (3) 4Der Vorsitzende des Stadtrates kann Zuhörer, 
die sich ordnungswidrig verhalten, von der Sitzung aus-
schließen. 


   
   
II. FRAKTIONEN Zur besseren Übersichtlichkeit wurde ein neuer Abschnitt 


gebildet. 
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§ 17 Fraktionen Der § wurde neu nummeriert. § 13 Fraktionen (§ 43 GO LSA) 
   
 Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 44 


KVG LSA enthalten  ist und keine Konkretisierung dar-
stellt. 


§ 13  (1) 1Die Stadträte können sich zu Fraktionen zu-
sammenschließen, wenn sie derselben Partei, politi-
schen Vereinigung oder politischen Gruppierung ange-
hören. 2Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehre-
rer Parteien, politischen Vereinigungen oder politischen 
Gruppierungen gebildet werden. 


   
(1) 1Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Stadt-
rates von ihrer Bildung und namentlichen Zusammenset-
zung unverzüglich schriftlich Kenntnis. 2Dabei ist auch 
mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion und dessen 
Stellvertreter ist. 3Veränderungen sind dem Vorsitzenden 
unverzüglich mitzuteilen. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 13 (2) Jede Fraktion teilt ihre Gründung, Bezeichnung, 
Mitglieder, die Namen des Vorsitzenden der Fraktion und 
den Stellvertreter sowie Veränderungen und ihre Auflö-
sung dem Vorsitzenden des Stadtrates schriftlich mit. 


   
(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern 
bestehen.  


Keine inhaltlichen Änderungen. § 13 (1) 3Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Mitglie-
dern des Stadtrates bestehen. 


   
(3) Ein Mitglied des Stadtrates kann nicht mehreren 
Fraktionen angehören. 


Redaktionelle Überarbeitung, keine inhaltlichen Ände-
rungen. 


§ 13 (3) Stadträte dürfen nur einer Fraktion angehören. 


   
   
 entfällt § 14 Beschlussfähigkeit (§ 53 GO LSA) 
   
 Der Absatz kann entfallen, da die Regelung bereits in § 


55 (1) KVG LSA enthalten ist und keine Konkretisierung 
darstellt. 


§ 14 (1) 1Der Stadtrat ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Einberufung der Stadträte, die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend ist. 2Das gleiche gilt, wenn 
alle Mitglieder anwesend sind und keiner eine Verletzung 
der Vorschriften über die Einberufung rügt. 3Der Vorsit-
zende des Stadtrates stellt die Beschlussfähigkeit zu 
Beginn der Sitzung jeweils fest. 4Der Stadtrat gilt nach 
dieser Feststellung als beschlussfähig, auch wenn sich 
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die Zahl der anwesenden Mitglieder im Laufe der Sitzung 
verringert, bis ein Stadtrat die Beschlussunfähigkeit gel-
tend  macht. 


   
 siehe oben § 14 (2) Zur Beschlussunfähigkeit sind die Regelungen 


des § 53 Abs. 2 GO LSA zu beachten. 
   
   
III. AUSSCHÜSSE DES STADTRATES Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 


Abschnitts besser wiederzugeben. 
II. Beschließende Ausschüsse 


   
§ 18 Verfahren in den Ausschüssen Der Paragraph wurde neu hinzugefügt.  
   
(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt 
ist, finden für die Ausschüsse des Stadtrates die Be-
stimmungen dieser Geschäftsordnung entsprechend 
Anwendung. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet. 


§ 22 (3) Die Bestimmungen über das Verfahren des 
Stadtrates gelten sinngemäß für die Ausschüsse, soweit 
die Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. 


   
(2) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sit-
zungen beschließender und beratender Ausschüsse sind 
allen Ausschussmitgliedern und zusätzlich den übrigen 
Mitgliedern des Stadtrates zuzuleiten. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
(3) 1Die Ausschüsse können beschließen, zu einzelnen 
Punkten ihrer Tagesordnung in den Sitzungen Sachver-
ständige und Einwohner zu hören. 2Diese können an 
nicht öffentlichen Sitzungen nur zu dem Tagesordnungs-
punkt teilnehmen, zu dem sie gehört werden sollen und 
haben den Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der ent-
sprechenden Angelegenheit beraten wird. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell überarbeitet und ergänzt. 


§ 20 (4) Die Ausschüsse können Sachverständige hören, 
die nicht Mitglieder des Stadtrates sind. 


   
(4) 1Das zuständige Fachamt sichert die Protokollierung 
in den Ausschüssen ab. 


Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen Änderun-
gen. 


§ 21 (1) 2Das zuständige Fachamt sichert die Protokollie-
rung ab. 
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 entfällt § 16 Sitzungen (§ 50 Abs. 3 GO LSA) 
   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 16 (1) 1Die Sitzungen der beschließenden Ausschüsse 
sind öffentlich. 2Für den Ausschluss der Öffentlichkeit gilt 
§ 5 der Geschäftsordnung entsprechend. 


   
 Die Regelung findet sich in § 10 Abs. 8 wieder und gilt 


nicht nur für beschließende Ausschüsse, sondern entspr. 
§ 54 KVG LSA für den Stadtrat und seine Ausschüsse. 


§ 16 (2) Beschlüsse einfacher Art können im schriftlichen 
Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied der 
beschließenden Ausschüsse widerspricht. (§ 52 Abs. 2 
GO LSA) 


   
   
 entfällt § 17 Zuständigkeit 
   
 Entspr. § 48 (1) KVG LSA können durch Hauptsatzung 


bestimmte Angelegenheiten den Ausschüssen zur Be-
schlussfassung übertragen werden. Die Zuständigkeiten 
sind folglich in der Hauptsatzung zu regeln. Ein Hinweis 
darauf ist überflüssig. 


Die Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse 
werden in der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 
geregelt. 


   
   
 Die Regelungen zum Vorsitz in den Ausschüssen sind in 


der Hauptsatzung enthalten und können deshalb in der 
Geschäftsordnung entfallen. 


§ 18 Vorsitzende (§ 47 Abs. 2 GO LSA) 


   
  § 18 (1) Der Vorsitzende des Hauptausschusses ist der 


Oberbürgermeister. 
   
  § 18 (2) 1Soweit in der Hauptsatzung festgelegt wurde, 


dass beschließende Ausschüsse durch Stadträte geleitet 
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werden, steht den Fraktionen der Vorsitz nach dem 
Höchstzahlverfahren zu. 2Die personelle Besetzung wird 
durch die zugriffsberechtigte Fraktion dem Vorsitzenden 
des Stadtrates mitgeteilt. 3Dieser informiert den Stadtrat. 
4Die Fraktionen benennen ebenfalls Stellvertreter. 5Bei 
Abwesenheit des Ausschussvorsitzenden legt dieser 
rechtzeitig die Vertretung fest. 


   
   
 entfällt § 19 Mitglieder 
   
 Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 47 


KVG LSA niedergeschrieben ist und keine Konkretisie-
rung darstellt. 


§ 19 (1) Die Mitgliedschaft der Stadträte in den Aus-
schüssen regelt sich nach § 46 Abs. 1 der Gemeinde-
ordnung des Landes Sachsen-Anhalt. 


   
 Ergibt sich aus der Verschwiegenheitspflicht in § 32 (2) 


KVG LSA und bedarf keiner Konkretisierung. 
§ 19 (2) Die Mitglieder eines Ausschusses oder sonstige 
Teilnehmer an einer Sitzung dürfen sich außerhalb des 
Stadtrates und seiner Gremien über Angelegenheiten, 
die dem Ausschuss zur Behandlung zugewiesen sind, 
ohne Zustimmung des Ausschusses nicht äußern, bevor 
der Ausschuss dem Stadtrat berichtet hat oder in der 
Sache endgültig einen Beschluss gefasst hat. 


   
   
 entfällt § 20 Teilnahme an Ausschusssitzungen 
   
 Satz 1 widerspricht § 43 Abs. 4 KVG LSA, wonach Stadt-


räte zwar an den Sitzungen der Ausschüsse teilnehmen 
können, jedoch nur als Zuhörer. Ihnen kann das Wort 
erteilt werden. 
Satz 2 kann entfallen, da dieselbe Regelung bereits in § 
47 Abs. 2 KVG LSA enthalten ist. 


§ 20 (1) 1Die Stadträte und der Oberbürgermeister kön-
nen an allen Sitzungen der Ausschüsse beratend teil-
nehmen. 2Fraktionen, auf die bei der Sitzverteilung kein 
Sitz für einen Ausschuss entfallen ist, sind berechtigt, ein 
Mitglied mit beratender Stimme in die beschließenden 
Ausschüsse zu entsenden. 
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 Der Absatz kann entfallen, da der Vertretungsfall bereits 
durch § 47 Abs. 4 KVG LSA geregelt ist. 


§ 20 (2) Können Ausschussmitglieder an einer Sitzung 
zu der sie geladen sind, nicht teilnehmen, kann die Frak-
tion von der sie vorgeschlagen wurden, Vertreter mit 
vollem Stimmrecht in die Sitzung entsenden. 


   
 Bedarf keiner expliziten Regelung. § 20 (3) 1Die Dezernenten der Stadtverwaltung sind be-


rechtigt, an allen Sitzungen der Ausschüsse teilzuneh-
men und besitzen ein Rederecht. 2Im Auftrag des Ober-
bürgermeisters informieren sie die Ausschussmitglieder 
über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung. 3Sie sind 
berechtigt, dazu weitere Bedienstete heranzuziehen. 


   
   
 entfällt § 21 Einberufung und Ladung 
   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 21 (1) 1Zur Sitzung lädt der Vorsitzende des beschlie-
ßenden Ausschusses im Einvernehmen mit dem Ober-
bürgermeister entsprechend der Geschäftslage ein, so-
weit der Oberbürgermeister nicht selbst Vorsitzender ist.  
 


   
 siehe oben § 21 (2) Der Vorsitzende hat einen Ausschuss einzube-


rufen, wenn mindestens zwei stimmberechtigte Mitglie-
der des Ausschusses unter Angabe des Beratungsge-
genstandes dies fordern. 


   
 siehe oben § 21 (3) In dringlichen Fällen kann die Tagesordnung zu 


Beginn der Sitzung durch Beschluss des jeweiligen Aus-
schusses mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
stimmberechtigten Mitglieder erweitert werden. 


   
 Die Verteilung der Niederschriften der Ausschüsse an 


die Stadträte ist bereits in § 18 Abs. 2 festgelegt. Wie die 
§ 21 (4) Die durch die Verwaltung erstellten Niederschrif-
ten erhalten alle Ausschussmitglieder, Fraktionsvorsit-







Seite 30 von 33 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


verwaltungsinterne Verteilung organisiert wird, muss 
nicht in der Geschäftsordnung geregelt werden. 


zenden, der Oberbürgermeister, die Dezernenten und 
das Rechnungsprüfungsamt. 


   
 Bedarf keiner expliziten Regelung. § 21 (5) Ist ein Antrag eines Stadtrates vom Stadtrat in 


einen zuständigen Ausschuss überwiesen worden, so 
muss zu der betreffenden Ausschusssitzung der Stadtrat 
eingeladen werden, um den Antrag dort zu begründen. 


   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 21 (6) Die Einladungen sind spätestens 1 Woche vor 
der stattfindenden Sitzung den Mitgliedern der Aus-
schüsse zuzusenden. 


   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 21 (7) Ist ein Mitglied eines beschließenden Ausschus-
ses verhindert an einer Sitzung teilzunehmen, so hat er 
unverzüglich das Ratsbüro davon in Kenntnis zu setzen 
und die Vertretung zu sichern. 


   
   
 entfällt § 22 Geschäftsgang und Verfahren 
   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 22 (1) Ein Ausschuss ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Einberufung mehr als die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 


   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


§ 22 (2) Der Vorsitzende des Ausschusses stellt die Be-
schlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest. 


   
   
 entfällt III. Beratende Ausschüsse 







Seite 31 von 33 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 


   
 entfällt § 23 Zuständigkeit 
   
 Entspr. § 48 (1) KVG LSA können durch Hauptsatzung 


bestimmte Angelegenheiten den Ausschüssen zur Be-
schlussfassung übertragen werden. Die Zuständigkeiten 
sind folglich in der Hauptsatzung zu regeln. Die Zustän-
digkeitsordnung wird mit Beschluss der Änderung der 
Hauptsatzung außer Kraft gesetzt und die Zuständigkei-
ten fortan in der Hauptsatzung geregelt. Ein Hinweis 
darauf in der Geschäftsordnung ist überflüssig. 


§ 23 (1) Die Zuständigkeit der beratenden Ausschüsse 
wird beim ständigen Bestehen in der Zuständigkeitsord-
nung geregelt und bei zeitweilig beratenden Ausschüs-
sen werden die Aufgaben mit Beschluss der Bildung des 
zeitweilig beratenden Ausschusses definiert. 


   
 Der Absatz gibt lediglich Gesetzestext aus § 49 KVG 


LSA wider und kann daher entfallen. 
§ 23 (2) 1Der Stadtrat bildet beratende Ausschüsse zur 
Vorbereitung seiner Verhandlung oder einzelner Ver-
handlungsgegenstände. 2Sie werden aus der Mitte des 
Stadtrates gebildet. 3In die beratenden Ausschüsse kön-
nen durch den Stadtrat sachkundige Einwohner widerruf-
lich als Mitglieder berufen werden. 4Sie sind ehrenamt-
lich tätig und ihre Zahl darf die der Stadträte in den ein-
zelnen Ausschüssen nicht erreichen. 


   
 Der Absatz gibt lediglich Gesetzestext aus § 49 KVG 


LSA wider und kann daher entfallen. 
§ 23 (3) 1Sachkundige Einwohner haben beratende 
Stimmen im Ausschuss. 2Stadträte und Verwaltungsbe-
dienstete der Stadt können nicht als sachkundige Ein-
wohner berufen werden. 


   
   
 Die Regelungen zum Vorsitz in den Ausschüssen sind in 


der Hauptsatzung enthalten und können deshalb in der 
Geschäftsordnung entfallen. 


§ 24 Vorsitzende 


   


  1Der Vorsitz der beratenden Ausschüsse regelt sich nach 
§ 18 der Geschäftsordnung des Stadtrates. 2Bei der 
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Verteilung der Ausschussvorsitze im Zusammenhang mit 
der Anwendung des Höchstzahlverfahrens sind die be-
reits vergebenen Vorsitze für beschließende Ausschüsse 
mit anzurechnen. 


   
   
 entfällt § 25 Geschäftsgang 
   
 Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschäftsordnung 


entsprechend für die Ausschüsse gilt. Die Regelung ist 
bereits in Abschnitt I enthalten. Aus diesem Grund ist der 
Absatz überflüssig. 


Die Verfahrensregeln für beschließende Ausschüsse 
gelten entsprechend. 


   
   
IV. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT Zur besseren Übersichtlichkeit wurde ein neuer Abschnitt 


gebildet. 
 


   
§ 19 Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse Der Paragraph wurde neu hinzugefügt.  
   
Öffentlichkeit und Presse werden vom Oberbürgermeis-
ter über die Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates 
und seiner Ausschüsse sowie über den wesentlichen 
Inhalt der gefassten Beschlüsse unterrichtet. 


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 


 


   
   
V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 


Abschnitts besser wiederzugeben. 
IV Schlussbestimmungen 


   
§ 20 Auslegung der Geschäftsordnung Der Paragraph wurde neu hinzugefügt.  
   
1Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Ge-
schäftsordnung entscheidet der Vorsitzende des Stadtra-
tes. 2Erhebt sich gegen seine Entscheidung Wider-


Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschäftsordnung des Städte- und Gemeindebundes 
Sachsen-Anhalt. 
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spruch, so entscheidet der Stadtrat mit der Mehrheit der 
auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen. 3Bei Stimmen-
gleichheit ist der Widerspruch zurückgewiesen. 
   
   
   
§ 21 Sprachliche Gleichstellung Der § wurde neu nummeriert. § 26 Sprachliche Gleichstellung 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in 
männlicher und weiblicher Form. 


Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen Änderun-
gen. 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in der Ge-
schäftsordnung gelten jeweils in männlicher und weibli-
cher Form. 


   
§ 22 Inkrafttreten Der § wurde neu nummeriert. § 27 Inkrafttreten 
Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des 
Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Geschäftsordnung vom 07.07.2009 außer Kraft. 


 Die Geschäftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung in 
Kraft. 
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